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Änderung des Bundesgesetzes über die Einrichtung und Aufgaben der Post und Telekom Austria Aktiengesellschaft (Poststrukturgesetz – 
PTSG) 

§ 17. Übernahme der Beamten und der Ruhe- und Versorgungsgenußempfänger § 17. Übernahme der Beamten und der Ruhe- und Versorgungsgenußempfänger 

(2) Beim Vorstand der Österreichischen Post Aktiengesellschaft, beim 
Vorstand der Österreichischen Postbus Aktiengesellschaft und beim 
Vorstand der Telekom Austria Aktiengesellschaft wird jeweils ein 
Personalamt eingerichtet, dem die Funktion einer obersten Dienst- und 
Pensionsbehörde für die dem jeweiligen Unternehmen zugewiesenen 
Beamten zukommt. Das beim Vorstand der Österreichischen Post 
Aktiengesellschaft eingerichtete Personalamt ist oberste 
Pensionsbehörde für die in Abs. 8 Z 2 genannten Beamten sowie deren 
Angehörige und Hinterbliebene. Das Personalamt wird vom 
Vorsitzenden des Vorstandes des jeweiligen Unternehmens geleitet. 

(2)  Beim Vorstand der Österreichischen Post Aktiengesellschaft, beim 
Vorstand der Österreichischen Postbus Aktiengesellschaft und beim 
Vorstand der Telekom Austria Aktiengesellschaft wird jeweils ein 
Personalamt eingerichtet, dem die Funktion einer obersten Dienstbehörde 
für die dem jeweiligen Unternehmen zugewiesenen Beamten zukommt. 
Das Personalamt wird vom Vorsitzenden des Vorstandes des jeweiligen 
Unternehmens geleitet. 

(7)  Der Bund trägt den Pensionsaufwand für die bisherigen Ruhe- und 
Versorgungsgenussempfänger der Post- und Telegraphenverwaltung 
sowie für Beamte, die nach Abs. 1 oder Abs. 1a zugewiesen waren, und 
deren Angehörige und Hinterbliebene. Das Unternehmen, dem der 
Beamte nach Abs. 1a zugewiesen ist, hat an den Bund monatlich einen 
Beitrag zur Deckung des Pensionsaufwandes zu leisten. Dieser Beitrag 
beträgt 

 

1. ab 1. Oktober 2000  28,3%, 

2. ab 1. Jänner 2001  28,9%, 

3. ab 1. Jänner 2002  29,6%, 

4. ab 1. Jänner 2003  30,1% und 

5. ab 1. Oktober 2005  28,3% 

(7) Der Bund trägt den Pensionsaufwand für die bisherigen Ruhe- und 
Versorgungsgenussempfänger der Post- und Telegraphenverwaltung sowie 
für Beamtinnen und Beamte, die nach Abs. 1 oder Abs. 1a zugewiesen 
waren, und deren Angehörige und Hinterbliebene. Das Unternehmen, dem 
die Beamtin oder der Beamte nach Abs. 1a zugewiesen ist, hat an den 
Bund monatlich einen Beitrag zur Deckung des Pensionsaufwandes zu 
leisten („Dienstgeberbeitrag“). Der Dienstgeberbeitrag beträgt 12,55% der 
jeweiligen Bemessungsgrundlage des von der Beamtin bzw. des Beamten 
zu leistenden Pensionsbeitrags („Dienstnehmerbeitrag“). Die 
Dienstnehmerbeiträge sind an den Bund abzuführen. 
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des Aufwandes an Aktivbezügen für die unter Abs. 1a fallenden 
Beamten. Im Falle einer künftigen Änderung der Höhe des 
Pensionsbeitrages der Bundesbeamten nach § 22 des Gehaltsgesetzes 
1956, BGBl. Nr. 54, ändert sich der Prozentsatz des Deckungsbeitrages 
im selben Ausmaß. Die von den Beamten zu leistenden Pensionsbeiträge 
verbleiben beim jeweiligen Unternehmen. 

  

(7a) Die Beitragsgrundlage für den vom jeweiligen Unternehmen nach Abs. 
7 zu leistenden Beitrag zur Deckung des Pensionsaufwandes für zur 
Dienstleistung zugewiesene Beamte umfasst folgende Beträge: 

 

1.  die Summe der für die zugewiesenen Beamten im Abrechnungszeitraum 
jeweils maßgeblichen Beitragsgrundlagen nach § 4 des Pensionsgesetzes 
1965, BGBl. Nr. 340, in Verbindung mit § 22 des Gehaltsgesetzes 1956, 
BGBl. Nr. 54, und 

2. die Summe der den zur Dienstleistung zugewiesenen Beamten im 
Abrechnungszeitraum gezahlten anspruchsbegründenden 
Nebengebühren im Sinne des § 59 Abs. 1 des Pensionsgesetzes 1965. 

 

Ist nach besoldungsrechtlichen Vorschriften für einen bestimmten 
Zeitraum trotz Wirksamkeit dieses Zeitraums für die ruhegenussfähige 
Bundesdienstzeit kein Pensionsbeitrag zu entrichten, so entfällt für 
diesen Zeitraum auch die Verpflichtung zur Leistung des Beitrages zur 
Deckung des Pensionsaufwandes. 

 

(7a)  … 

(7d) Das Unternehmen, dem der Beamte nach Abs. 1a zugewiesen ist, hat  

     einen Anteil am Beitragsaufkommen für Versicherte gemäß § 22 B- 
KUVG, der einem Beitragssatz von 0,8 v.H. enspricht, an den Bund zu 
leisten. 

(7d) … 
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(8) Die Berechnung und die Zahlbarstellung 

 

1. der Bezüge für die in Abs. 1a genannten Beamten sowie der im 
Pensionsrecht vorgesehenen Geldleistungen für die in Abs. 7 genannten 
Ruhegenußempfänger, die nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/1999 aus dem Dienststand ausscheiden, 
und deren Angehörigen und Hinterbliebenen obliegt demjenigen 
Unternehmen, dem sie nach Abs. 1a zugewiesen waren; 

 

2. der im Pensionsrecht vorgesehenen Geldleistungen für die in Abs. 7 
genannten Ruhegenußempfänger, die vor dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/1999 aus dem 
Dienststand ausgeschieden sind, und ihrer Angehörigen und 
Hinterbliebenen obliegt der Österreichischen Post Aktiengesellschaft. 
Die Telekom Austria Aktiengesellschaft hat der Österreichischen Post 
Aktiengesellschaft 50% des nachgewiesenen Aufwands für die 
Berechnung und Zahlbarstellung dieser Geldleistungen zu ersetzen. 

  

(8)  Die Bemessung, Berechnung und die Zahlbarstellung der 

 

 1. Bezüge für die in Abs. 1a genannten Beamtinnen und Beamten obliegt 
demjenigen Unternehmen, dem sie nach Abs. 1a zugewiesen sind; 

 

 2. im Pensionsrecht vorgesehenen Geldleistungen für die in Abs. 7 genannten 
Ruhegenussempfänger und –empfängerinnen und deren Angehörige und 
Hinterbliebene obliegt der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter 
(BVA) im übertragenen Wirkungsbereich. Die Kosten für die 
Wahrnehmung dieser Aufgabe trägt der Bund. Die § 1 Abs. 2, § 2 Abs. 1 
und § 2, § 3, § 4, § 5 und § 6 des Bundespensionsamtübertragungs-
Gesetzes, BGBl. I Nr. 89/2006, sind anzuwenden. Die am 31. Dezember 
2016 bei den in Abs. 1a angeführten Unternehmungen mit der Bemessung, 
Berechnung und Zahlbarstellung der Pensionen beschäftigten aktiven 
Beamtinnen und Beamten gehören ab 1. Jänner 2017 für die Dauer ihres 
Dienststandes der Dienststelle „Amt für Bundespensionen“ an und sind 
der BVA zur dauernden Dienstleistung zugewiesen. 

§ 17a Dienstrecht für Beamte § 17a Dienstrecht für Beamte 

(2) (Verfassungsbestimmung) Der Vorsitzende des Vorstands ist in der 
Funktion als Leiter der obersten Dienst- und Pensionsbehörde an keine 
Weisungen gebunden. 

(2) (Verfassungsbestimmung) Der Vorsitzende des Vorstands ist in der 
Funktion als Leiter der obersten Dienstbehörde an keine Weisungen 
gebunden. 

§ 24 Inkraftreten § 24 Inkraftreten 

§ 24 (1) bis (9)…  

 (10) Der Entfall von § 17 Abs. 7d tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft.  

(11) § 17 Abs. 2, 7 und 8, § 17a Abs. 2, sowie der Entfall von § 17 Abs. 7a 
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treten mit 1. Jänner 2017 in Kraft. Im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
anhängige Verfahren sind von der BVA weiterzuführen. 
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